
 
 

Amtsblatt 
der Stadt Oelde 

 

 

 
Oelde, den 5. Mai 2021 Jahrgang 2021/ Nummer 16 
 
 
 

 

Laufende 
Nummer 

Bezeichnung Seite 

37 
Erste Änderungssatzung zur Satzung über die Erhebung von 
Beiträgen nach § 8 KAG für straßenbauliche Maßnahmen in 
der Stadt Oelde vom 4. Mai 2021 

3 

38 

Satzung der Stadt Oelde über die Höhe der Elternbeiträge für 
den Besuch einer Tageseinrichtung für Kinder, einer 
häuslichen Kindertagespflege und einer Großtagespflege-
stelle (Elternbeitragssatzung) vom 4. Mai 2021 

 

   

  



Amtsblatt der Stadt Oelde  Nr. 16/2021 

2 
 

 

Herausgeber: 

Stadt Oelde 

Die Bürgermeisterin 

Ratsstiege 1 

59302 Oelde 

 
 

Das Amtsblatt der Stadt Oelde erscheint nach Bedarf. 

Als Papierausfertigung liegt es während der Öffnungszeiten an der Information des 

Rathauses, Ratsstiege 1, 59302 Oelde zur kostenlosen Mitnahme aus. 

 

Unter www.oelde.de/amtsblatt kann das Amtsblatt der Stadt Oelde als pdf-Datei 
abgerufen werden. Dort haben Sie auch die Möglichkeit, einen kostenlosen E-Mail-
Newsletters als pdf-Datei zu beantragen. 

 

Abonnement der Papierausfertigung: 

Jahresabonnement:  kostenlos 

Einzelexemplar:  kostenlos 

 

Kontakt: 

Fachdienst Büro der Bürgermeisterin, Ratsarbeit  

Tel.:  +49 (0) 25 22 – 72-214 

Fax:  +49 (0) 25 22 – 72-460 

Email:  online@oelde.de 

Internet: www.oelde.de 
  



Amtsblatt der Stadt Oelde  Nr. 16/2021 

3 
 

37 Erste Änderungssatzung zur Satzung über die Erhebung 
von Beiträgen nach § 8 KAG für straßenbauliche 
Maßnahmen in der Stadt Oelde vom 4. Mai 2021 

 

Aufgrund der §§ 4 und 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 29.09.2020 (GV. NRW. S. 916) und der §§ 1, 2 und 8 des 
Kommunal-Abgaben-gesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21.10.1969 (GV NW S. 
712/SGV NW S. 610), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. Dezember 2019 (GV. NRW. S. 
1029), in Kraft getreten am 1. Januar 2020, hat der Rat der Stadt Oelde in seiner Sitzung am 
03.05.2021 folgende Beitragssatzung beschlossen: 
 

 
Artikel I 

 
§ 6 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
 
Der Beitrag kann in Teilbeträgen erhoben und in beliebiger Reihenfolge umgelegt werden für 
 
1. den Grunderwerb (einschl. der Erwerbsnebenkosten) und die Bereitstellung der 

Grünflächen, 
2. die Planung 
3. die Freilegung, 
4.  die Fahrbahn, 
5. die Radwege, 
6. die Gehwege, 
7. die Parkflächen, 
8. die Beleuchtungsanlagen, 
9. die Entwässerungsanlagen für die Oberflächenentwässerung, 
10. die Grünanlagen soweit sie Bestandteil der Erschließungsanlagen sind,  
11. Untersuchungen zur Sicherung der Gebäudestrukturen anliegender Objekte 

(Bestandssicherung). 
 
Die Umlegung setzt die förmliche Abnahme (Abnahmeprotokoll) voraus. Die Anwendung der 
Kostenspaltung wird im Einzelfall vom Rat beschlossen. 
 
 
 
Die Anlage zur Satzung (Beitragsanteile) erhält folgende Fassung: 
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Anlage zur Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 KAG für Straßen-
baumaßnahmen in der Stadt Oelde 

 
Straßenart und Straßeneinrichtung in Kern-, 

Gewerbe- und 
Industrie-
gebieten 

Anrechenbare 
Breiten in 
sonstigen 

Baugebieten 
und im 

Zusammenhang 
bebauten 
Ortsteilen 

Anteil der 
Beitrags-

pflichtigen 

 
1. Anliegerstraßen 

a) Fahrbahn * 
b) Radweg einschl. Sicherheitsstreifen 
c) Parkflächen 
d) Gehwege 
e) Beleuchtung u. 

Straßenentwässerung 

 
 

    8,50 m 
je 1,70 m 

 
je 2,50 m 
je 2,50 m 
------------ 

 
 

5,50 m 
nicht vorgesehen 

 
je 2,00 m 
je 2,50 m 
------------ 

 
 

60 v.H. 
60 v.H. 

 
60 v.H. 
60 v.H. 
60 v.H. 

 
2. Haupterschließungsstraßen 

a) Fahrbahn * 
b) Radweg einschl. Sicherheitsstreifen 
c) Parkflächen 
d) Gehweg 
e) Beleuchtung u. 

Straßenentwässerung 

 
 

    8,50 m 
je 1,70 m 

 
je 2,50 m 
je 2,50 m 
------------- 

 
 

    6,50 m 
je 1,70 m 

 
je 2,00 m 
je 2,50 m 
------------- 

 
 

40 v.H. 
40 v.H. 

 
60 v.H. 
50 v.H. 
40 v.H. 

 
3. Hauptverkehrsstraßen 

a) Fahrbahn * 
b) Radweg einschl. Sicherheitsstreifen 
c) Parkflächen 
d) Gehweg 
e) Beleuchtung u. 

Straßenentwässerung 

 
 

    8,50 m 
je 1,70 m 

 
je 2,50 m 
je 2,50 m 
------------- 

 
 

    8,50 m 
je 1,70 m 

 
je 2,50 m 
je 2,50 m 
------------- 

 
 

10 v.H. 
10 v.H. 

 
50 v.H. 
50 v.H. 
20 v.H. 

 
4. Hauptgeschäftsstraßen 

a) Fahrbahn * 
b) Radweg einschl. Sicherheitsstreifen 
c) Parkflächen 
d) Gehweg 
e) Beleuchtung u. 

Straßenentwässerung 

 
 

    8,50 m 
je 1,70 m 

 
je 2,50 m 
je 6,00 m 
------------- 

 
 

    7,50 m 
je 1,70 m 

 
je 2,50 m 
je 6,00 m 
------------- 

 
 

40 v.H. 
40 v.H. 

 
60 v.H. 
60 v.H. 
40 v.H. 

 
5. Verkehrsberuhigte Zonen einschl. 

Beleuchtung und 
Straßenentwässerung 

 
    9,00 m 

 
    9,00 m 

 
50 v.H. 

 
6. Fußgängergeschäftsstraßen einschl. 

Beleuchtung und 
Straßenentwässerung 

 
14,00 m 

 
14,00 m 

 
50 v.H. 

 
7. Selbständige Gehwege einschl. 

Beleuchtung und 

 
    3,00 m 

 
    3,00 m 

 
60 v.H. 
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Gehwegentwässerung 
 

8. Selbständig kombinierte    Geh- und 
Radwege  
einschl. Beleuchtung und 
Oberflächenentwässerung 

 

 
    4,00 m 

 
    4,00 m 

 
60 v.H. 

 
9. Wirtschaftswege 

 

   
20 v.H. 

 
 
*) Wenn bei einer Straße ein oder beide Parkstreifen fehlen, erhöht sich die anrechenbare 
Breite 
    der Fahrbahn um die anrechenbare Breite des oder der fehlenden Parkstreifen. 
 
 

Artikel II 
 
Die 1. Änderungssatzung tritt rückwirkend zum 24.Juni 2020 in Kraft. 
  
 
 
 
 
Übereinstimmungserklärung gem. § 2 Abs. 3 Bekanntmachungs VO 
 
Der Rat der Stadt Oelde hat die 1. Änderungssatzung zur Satzung über die Erhebung von 
Beiträgen nach § 8 KAG für straßenbauliche Maßnahmen in der Stadt Oelde in seiner 
Sitzung am 3. Mai 2021 beschlossen. Der Beschluss ist ordnungsgemäß zustande gekommen 
(§ 2 Abs. 1 und 2 Bekanntmachungs VO). Es wird ferner bestätigt, dass der Wortlaut der 
Bekanntmachung mit dem Beschluss des Rates der Stadt Oelde übereinstimmt. 
 
 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 

 
Die vorstehende vom Rat der Stadt Oelde am 3. Mai 2021 beschlossene  
 
 

1. Änderungssatzung  
zur Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 KAG für straßenbauliche 

Maßnahmen in der Stadt Oelde 
 

 
 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen dieser Satzung 
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht geltend gemacht werden kann, 
es sei denn, dass 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung oder Anzeige fehlt oder ein vorgeschriebenes 
Anzeigeverfahren nicht durchgeführt wurde 
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b) die Satzung nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden ist, 

 
c) der Bürgermeister den Beschluss des Rates vorher beanstandet hat 

 
oder 
 

d) der Form- oder Verfahrensmangel gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden ist, die den Mangel 
ergibt. 

 
 

Oelde, 4. Mai 2021 

                     

Karin Rodeheger 

Bürgermeisterin 
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38 Satzung der Stadt Oelde über die Höhe der Elternbeiträge 
für den Besuch einer Tageseinrichtung für Kinder, einer 
häuslichen Kindertagespflege und einer Großtagespflege-
stelle (Elternbeitragssatzung) vom 4. Mai 2021 

 

Aufgrund 
 
1. der §§ 7 Abs. 1 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 
666), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 29.September 2020 (GV. NRW. 
S. 916) 
 

2. der §§ 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) 
vom 21. Oktoner1969 (GV NW S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. Dezember 
2019 (GV NRW S. 1029), 
 

3. des § 90 Abs. 1 Nr. 3 Sozialgesetzbuch (SGB) Achtes Buch (VIII) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 11. September 2012 (BGBl. I S. 2022), geändert durch Artikel 3 
Abs. 5 des Gesetzes vom 09. Oktober 2020 (BGBl. I. S. 2075) und 
 
 

4. der §§ 50 und 51 des Gesetztes zur frühen Bildung und Förderung von Kindern – 
Kinderbildungsgesetz (KiBiz) vom 03.12.2019 (GV NRW S. 894, 2020 S. 77) 

 
hat der Rat der Stadt Oelde in seiner Sitzung am 3. Mai 2021 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Gegenstand der Beitragserhebung 

 
Für die Inanspruchnahme von Angeboten der Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen, 
in häuslicher Kindertagespflege und Großtagespflegestellen nach dem Kinderbildungsgesetz 
(KiBiz) erhebt die Stadt Oelde als örtlicher Träger der öffentlichen Jugendhilfe einen öffentlich-
rechtlichen Beitrag als Finanzierungsanteil an den Jahresbetriebskosten (Elternbeitrag). 
 
Unabhängig von der Art der Betreuung ihres Kindes sollen Eltern in der Stadt Oelde gleiche 
Kostenbeiträge für die Inanspruchnahme einer Kindertageseinrichtung, einer häuslichen 
Kindertagespflege oder einer Großtagespflegestelle erbringen. Dies gilt auch, wenn auf 
Veranlassung und Zustimmung der Stadt im Einzelfall Angebote in privaten Spielgruppen und 
bei anderen Trägern in Anspruch genommen werden. 
 

§ 2 
Beitragspflicht, Fälligkeit, Beitragszeitraum 

 
(1) Die Beitragspflicht entsteht mit dem 1. des Monats, in dem das Kind in die 

Kindertageseinrichtung, die häuslicher Kindertagespflege oder die Großtagespflegestelle 
aufgenommen wird und endet mit Ablauf des Betreuungsjahres, zu dessen Ende das Kind 
eines dieser Kinderbetreuungseinrichtungen verlässt. 
 

(2) Die Elternbeiträge sind monatlich im Voraus bis zum 15. eines Monats zu zahlen. 
 

(3) Beitragszeitraum ist das Betreuungsjahr, das dem Schuljahr gemäß § 7 Absatz 1 Satz 1 
des Schulgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen entspricht. 
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(4) Vor Ablauf des Betreuungsjahres entfällt die Beitragspflicht im Zeitpunkt der wirksamen 
Beendigung des Betreuungsverhältnisses.  

 
(5) Die Beitragspflicht wird durch Schließungszeiten der Einrichtung sowie durch Abwesenheit 

des Kindes grundsätzlich nicht berührt. Diese Regelung bezieht sich auf die möglichen -   
und üblichen -  Schließzeiten der Kindertageseinrichtungen, der häuslichen 
Kindertagespflege oder der Großtagespflegestelle auf Grundlage des 
Kinderbildungsgesetzes sowie auf die Abwesenheit der Kinder auf Grund von Urlaub, 
Erkrankung oder einer sonstigen, eigenständigen Entscheidung der 
Erziehungsberechtigten, das Kind vorübergehend nicht am Betreuungsangebot 
teilnehmen zu lassen.  

 
§ 3 

Beitragspflichtige 
 
Beitragspflichtige sind die Eltern des Kindes. Lebt das Kind nur mit einem Elternteil zusammen, 
so tritt dieser an die Stelle der Eltern. Wird bei Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII den 
Pflegeeltern ein Kinderfreibetrag nach § 32 Einkommensteuergesetz (EStG) gewährt oder 
Kindergeld gezahlt, treten die Personen, die diese Leistung erhalten, an die Stelle der Eltern. 
Andere Personensorgeberechtigte treten an die Stelle der Eltern, soweit sie dem Kind zum 
Unterhalt verpflichtet sind und für das Kind die Aufnahme in eine Kindertageseinrichtung, 
häusliche Kindertagespflege oder Großtagespflegestelle beantragt haben. Mehrere 
Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner. 
 

§ 4 
Höhe der Elternbeiträge 

 
(1) Die Beitragspflichtigen haben entsprechend ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit sowie 

nach dem Lebensalter des Kindes und dem Betreuungsumfang zu bestimmende 
monatliche Beiträge zu entrichten. Besuchen mehrere Kinder eines Beitragspflichtigen 
gleichzeitig Kindertageseinrichtungen oder Angebote der Kindertagespflege, so wird ein 
Gesamtelternbeitrag erhoben. Eine vollständige Beitragsbefreiung für Geschwisterkinder 
findet nicht statt. 
 

(2) Für Kinder, die bis zum 30. September das vierte Lebensjahr vollendet haben werden, wird 
der Beitrag auf Grundlage des § 50 Abs. 1 KiBiz ab Beginn des im selben Kalenderjahr 
beginnenden Kindergartenjahres bis zur Einschulung fingiert. Die Beitragspflichtigen 
zahlen selbst keinen Beitrag, sondern der nach Anlage zu dieser Satzung ermittelte 
Elternbeitrag wird als gezahlt anerkannt. 

 
(3) Die Höhe der monatlichen Elternbeiträge ergibt sich auf der Grundlage des 

Betreuungsumfangs je Kind der Beitragspflichtigen aus der Anlage zu dieser Satzung. Der 
für die Einstufung in die Tabelle maßgebliche Betreuungsumfang ergibt sich für Kinder mit 
Inanspruchnahme von mehreren Betreuungsformen nach dem Kinderbildungsgesetz aus 
der Addition der einzelnen Betreuungsstunden. 

 
Abweichend hiervon wird für Pflegekinder in einer Hilfe nach § 27 in Verbindung mit § 33 
SGB VIII maximal die sich nach der Anlage zu dieser Satzung ergebene Höhe des 
Elternbeitrages für die zweite Einkommensgruppe berechnet, es sei denn, das 
nachgewiesene Einkommen ist der ersten Einkommensgruppe („Nullgruppe“) zuzuordnen. 

 
Besucht mehr als ein Kind der Beitragspflichtigen eine Kindertageseinrichtung oder 
Angebote der Kindertagespflege, so wird ein monatlicher Gesamtelternbeitrag erhoben.  
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Dieser wird wie folgt ermittelt: 
 

a) Bei mehreren Geschwistern, von denen keines nach § 59 Abs. 1 KiBiz beitragsfrei ist, 
entspricht der Gesamtbeitrag dem Betrag, welcher für das Kind erhoben würde, für das 
auf Grund seines Lebensalters und des Betreuungsumfangs der höchste Beitrag zu 
entrichten wäre. 

 
b) Bei mehreren Geschwistern, von denen eines oder mehrere nach § 50 Absatz 1 KiBiz 

beitragsfrei sind, entspricht der Gesamtbeitrag dem Betrag, welcher für das Kind 
erhoben würde, für das auf Grund seines Lebensalters und des Betreuungsumfangs 
der höchste Beitrag zu entrichten wäre, abzüglich der fiktiven Beiträge für das oder die 
nach § 50 Abs. 1 KiBiz beitragsbefreite/n Kind/er. Die Reduzierung des zu 
erbringenden Zahlbetrages erfolgt maximal auf 0,- EUR. 
 

(4) Gemäß § 94 Abs.1 Satz 2 SGB VIII dürfen die Kostenbeiträge die tatsächlichen 
Aufwendungen nicht übersteigen. Sollte dieser Fall durch den nach dieser Satzung 
festgesetzten Beitrag eintreten, so werden die zu viel gezahlten Beiträge auf Antrag an die 
Beitragspflichtigen erstattet. Maßgeblich hierfür sind die Kostenbeiträge und 
Aufwendungen innerhalb des jeweiligen Kalenderjahres. 
 

(5) Der Träger einer Einrichtung kann von den Beitragspflichtigen zusätzlich zum Elternbeitrag 
ein Entgelt für Mahlzeiten verlangen. 
 

§ 5 
Maßgebliches Einkommen 

 
(1) Einkommen im Sinne dieser Satzung ist die Summe der positiven Einkünfte der 

Beitragspflichtigen im Sinne des § 2 Absätze 1 und 2 des Einkommensteuergesetzes und 
vergleichbaren Einkünften, die im Ausland erzielt werden. Ein Ausgleich mit Verlusten aus 
anderen Einkunftsarten und mit Verlusten des zusammenveranlagten Ehegatten ist nicht 
zulässig. Dem Einkommen im Sinne des Satzes 1 sind steuerfreie Einkünfte, 
Unterhaltsleistungen sowie die zur Deckung des Lebensunterhaltes bestimmten 
öffentlichen Leistungen für die Eltern und das Kind, für das der Elternbeitrag gezahlt wird, 
hinzuzurechnen.  
 
Das Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz und entsprechenden Vorschriften - in 
den jeweils gültigen Fassungen – ist nicht hinzuzurechnen.  
 
Das Elterngeld nach dem Gesetz zum Elterngeld und zur Elternzeit (BEEG) – in der jeweils 
gültigen Fassung – bleibt in Höhe der in § 10 Abs. 1 und 3 BEEG genannten Beiträge bei 
der Ermittlung des maßgeblichen Einkommens unberücksichtigt.  
 
Bezieht ein Elternteil Einkünfte aus einem Beschäftigungsverhältnis oder aufgrund der 
Ausübung eines Mandats und steht ihm aufgrund dessen für den Fall des Ausscheidens 
eine lebenslängliche Versorgung oder an deren Stelle eine Abfindung zu oder ist er in der 
gesetzlichen Rentenversicherung nachzuversichern, dann ist dem nach diesem Absatz 
ermittelten Einkommen ein Betrag von 10 v.H. der Einkünfte aus diesem 
Beschäftigungsverhältnis oder aufgrund der Ausübung des Mandats hinzuzurechnen.  
 
Für das dritte und jedes weitere Kind sind die nach § 32 Einkommensteuergesetz zu 
gewährenden Freibeträge von dem nach diesem Absatz ermittelten Einkommen 
abzuziehen. Die Eigenheimzulage nach dem Eigenheimzulagengesetz (EigZulG) bleibt bei 
der Beitragsberechnung außer Betracht. 
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(2) Maßgebend für die Bemessung der Beitragshöhe ist das Jahreseinkommen. Im Rahmen 
der erstmaligen Ermittlung des Jahreseinkommens oder im Rahmen einer zu 
aktualisierenden Berechnung aufgrund von Änderungen in den persönlichen oder 
wirtschaftlichen Verhältnissen sind die prognostizierten Einkünfte für das gesamte 
laufende Jahr zu berücksichtigen, wenn davon auszugehen ist, dass die 
Einkommenssituation voraussichtlich auf Dauer besteht. Eine Neufestsetzung des 
Elternbeitrages erfolgt jeweils zu Beginn des Monats, der auf den Eintritt der tatsächlichen 
Veränderung folgt.  
 
Bei Überprüfung einer bereits erfolgten oder bei einer erstmaligen rückwirkenden 
Beitragsfestsetzung wird das tatsächliche Einkommen im Jahr der Beitragspflicht zu 
Grunde gelegt. Ergibt sich in diesem Fall eine andere Beitragshöhe, ist diese ab dem 
01.01. des maßgeblichen Kalenderjahres festzusetzen. 

 
§ 6 

Beitragsermäßigung, Beitragserlass auf Grundlage einer nicht zumutbaren  
Belastung nach §§ 82 bis 85, 87 und 88 Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch 

 
Auf Antrag kann der Elternbeitrag ganz oder teilweise erlassen werden, wenn die Belastung 
den Beitragspflichtigen und dem Kind nicht zuzumuten ist. Für die Feststellung der zumutbaren 
Belastung gelten die §§ 82 bis 85, 87 und 88 Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch entsprechend. 
 
Auf Grundlage des Gute-Kita-Gesetztes ist Eltern die Zahlung von Elternbeiträgen für die 
Inanspruchnahme von Angeboten der Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen immer 
dann nicht zuzumuten, wenn sie eine der nachfolgenden Leistungen beziehen: 

 Leistungen zur Sicherstellung des Lebensunterhaltes nach dem SGB II (Jobcenter-
Leistungen) 

 Leistungen nach dem dritten und vierten Kapitel des SGB XII (Sozialhilfe) 

 §§ 2 und 3 AsylbLG (Asylbewerberleistungen) 

 Kinderzuschlag gemäß § 6a BKGG 

 Wohngeld nach WoGG (Miet- oder Lastenzuschuss) 

 
§ 7 

Beitragsermäßigung, Beitragserlass auf Grundlage behördlicher  
Anordnungen zum Infektionsschutz und der Gefahrenabwehr 

 
Grundsätzlich sieht die Satzung Stadt Oelde über die Höhe der Elternbeiträge für den Besuch 
einer Tageseinrichtung für Kinder, einer häuslichen Kindertagespflege und 
Großtagespflegestellen über die Festsetzung von Kostenbeiträgen nach § 2 Abs. 5 nicht vor, 
dass die Beitragspflicht durch Schließungszeiten der Einrichtung sowie durch Abwesenheit 
des Kindes berührt wird. 
 
(1) Für den Fall, dass aus Gründen des Infektionsschutzes oder aus sonstigen Gründen der 

Gefahrenabwehr die Kindertageseinrichtungen, die häusliche Kindertagespflege und 
Großtagespflegestellen im gesamten Stadtgebiet aufgrund behördlicher Anordnung oder 
Verfügung in ihrem Betrieb länger als zwei Wochen hintereinander oder kumuliert länger 
als 1 Monat im jeweils laufenden Kindergartenjahr im Nutzungsumfang erheblich 
eingeschränkt oder sogar vollständig geschlossen werden und in Folge dessen eine 
regelhafte Inanspruchnahme der vertraglich zugesicherten Betreuungszeiten und des 
Rechtsanspruchs auf die Kindertagesbetreuung nicht mehr möglich ist, kann der 
Elternbeitrag durch die Stadt Oelde im Einzelfall zur Vermeidung unbeabsichtigter Härten 
ganz oder teilweise erlassen werden.  
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Bei der Entscheidung ist insbesondere zu berücksichtigen, ob und in welchem Umfang 
Notbetreuungsangebote im Stadtgebiet als Alternative angeboten werden können.   Der 
Ausschluss einzelner Kinder oder einzelner Gruppen in Kindertageseinrichtungen vom 
Besuch der Einrichtung aufgrund einer angeordneten Quarantäne zum Schutz vor 
infektiösen Erkrankungen steht einer krankheitsbedingten Abwesenheit gleich und 
berechtigt noch nicht zum Erlass der Elternbeiträge; es bedarf mindestens der 
behördlichen Schließung einer Einrichtung im Stadtgebiet.  
 

(2) Grundlage für den Erlass der Elternbeiträge durch die Stadt Oelde nach Abs. 1 ist eine, 
die Kindertageseinrichtungen, die häusliche Kindertagespflege und 
Großtagespflegestellen betreffende behördliche Anordnung 
 
 des Bundes und/oder  

 des Landes Nordrhein-Westfalen und/oder 

 des Kreises Warendorf und/oder 

 der Stadt Oelde 

zum Infektionsschutz oder der Gefahrenabwehr.  

 
(3) Elternbeiträge sind rechtlich Benutzungsgebühren im Sinne des 

Kommunalabgabengesetztes, die ein nicht kostendeckendes Entgelt als „teilweise 
Gegenleistung“ für die Inanspruchnahme der Betreuungsangebote darstellen.  
 
Leistung- und Gegenleistung stehen also in einem gewissen rechtlichen 
Abhängigkeitsverhältnis, dass jedoch für die Eltern berechenbar und verlässlich geregelt 
ist.  
 
Die Sachverhalte nach Abs. 1. u. 2. stellen dem entgegen eine nicht vorsehbare und nicht 
planbare Ausnahme dar, wodurch ein Fortbestehen der Leistungspflicht ohne die 
Möglichkeit der Inanspruchnahme der gebuchten Leistungen zu persönlichen Härten bei 
den Erziehungsberechtigten führen kann. 
 
Durch den Ausfall oder deutlichen Einschränkungen der staatlichen 
Kinderbetreuungsangebote müssen die Erziehungsberechtigten ggf. die notwendige 
Kinderbetreuung durch Selbsthilfe und eigene Betreuung sicherstellen und in der Folge 
zum Teil sogar auch Einschränkungen in ihrer Berufsausübung hinzunehmen.  
 
Dies stellt eine unbeabsichtigte und unzumutbare Härte im Sinne des § 27. Abs. 3 
KommunalHVO dar.  
 

(4) Die Entscheidung über den Erlass von Elternbeiträgen im Sinne dieses Paragrafen erfolgt 
immer einheitlich für alle Elternbeitragspflichtigen mindestens einer betroffenen 
Kindertageseinrichtung im Jugendamtsbezirk Oelde für den nach Abs. 1 u. 2. betreffenden 
Zeitraum.  
 

(5) Zuständig für die notwendige Erlassentscheidung ist der Rat der Stadt Oelde.  
 

Die Verwaltungsleitung ist ermächtigt, bis zu einer zeitnah herbeizuführenden 
Entscheidung des Rates die Beitragszahlung bzw. den Beitragseinzug im 
Lastschriftverfahren vorübergehend auszusetzen/ zurückzustellen, um den 
Verwaltungsaufwand zu reduzieren und spätere Rückzahlungen mit dem damit 
verbundenen Verwaltungsaufwand zu vermeiden, wenn und soweit die Voraussetzungen 
für einen Beitragserlass nach den vorgenannten Absätzen hinreichend wahrscheinlich 
gegeben sein werden.  
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§ 8 

Auskunfts- und Anzeigepflichten 
 

(1) Für die Festsetzung der Elternbeiträge teilt der Träger der Einrichtung die Namen, 
Anschriften, Geburtsdaten sowie die Aufnahme- und Abmeldedaten der Kinder sowie die 
entsprechenden Angaben der Eltern unverzüglich mit. 
 

(2) Bei der Aufnahme und danach auf Verlangen haben die Beitragspflichtigen der Stadt 
sämtliche für die Beitragsermittlung erforderlichen Unterlagen vorzulegen. Veränderungen 
in den wirtschaftlichen oder persönlichen Verhältnissen, die für die Bemessung des 
Elternbeitrages maßgeblich sind, sind unverzüglich mitzuteilen. 

 
(3) Kommen die Beitragspflichtigen ihren Auskunfts-, Anzeige- und Vorlagepflichten nicht oder 

nicht in ausreichendem Maße nach, so ist der höchste Elternbeitrag zu zahlen. 
 

(4) Beiträge, die auf Grund falscher oder unvollständiger Angaben zu wenig gezahlt oder zu 
gering festgesetzt werden, sind zu ersetzen. 

 
§ 9 

Bußgeldvorschriften 
 
Ordnungswidrig im Sinne des § 20 Absatz 2 b Kommunalabgabengesetz NRW (KAG NRW) 
handelt, wer die in § 7 dieser Satzung bezeichneten Angaben vorsätzlich oder leichtfertig 
unrichtig oder unvollständig macht. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 
5.000 EUR geahndet werden. 
 

§ 10 

Inkrafttreten 
 
(1) Diese Satzung tritt zum 1. August 2021 in Kraft. 

 
(2) Gleichzeitig treten die Satzungen der Stadt Oelde über die Höhe 

 
a) der Elternbeiträge für den Besuch einer Tageseinrichtung für Kinder vom 26.08.2008  

und  

b) der Elternbeiträge für den Besuch einer Kindertagespflegestelle und Spielgruppen vom 
26.08.2008 

für alle Beitragspflichten ab dem 01.08.2021 erbrachten und abzurechenden 
Betreuungszeiten außer Kraft. 

  
(3) Für die bis zum 31.07.2021 vereinbarten und erbrachten Betreuungsangebote richtet sich 

Elternbeitragsberechnung weiterhin nach den unter Abs. 2 a) und b) genannten bisherigen 
Beitragssatzungen.  
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Anlage zu § 4 Höhe der Elternbeiträge 
 
Die Elternbeiträge erhöhen sich jährlich um 1,5 % entsprechend der linearen Erhöhung der 
Kindspauschalen nach dem Kinderbildungsgesetz erstmalig zum 01.08.2022.  
 
Basis der Berechnung für das jeweilige Kindergartenjahr sind die Elternbeiträge aus dem 
Kindergartenjahr 2021/22. Die für ein Kindergartenjahr berechneten Elternbeiträge in den 
entsprechenden Stunden und Buchungszeiten werden auf volle Beträge auf- bzw. abgerundet.  
 
In den darauffolgenden Kindergartenjahren werden die Elternbeitragstabellen entsprechend 
der beschriebenen Berechnungsregelungen vom Fachdienst Jugendamt Oelde 
fortgeschrieben. 
 
Beitragstabelle 1: Betreuung in Kindertageseinrichtungen 
 

   Kinder ab 3 Jahren Kinder unter 3 Jahren 
Einkommensstufe 25 Std. 35 Std. 45 Std. 25 Std. 35 Std. 45 Std. 

1 bis 27.000 € -   € -   € -   € -   € -   € -   € 
2 bis 33.000 € 28 € 35 € 52 € 66 € 78 € 87 € 
3 bis 42.000 € 56 € 65 € 93 € 122 € 144 € 162 € 

4 bis 51.000 € 85 € 103 € 147 € 194 € 230 € 259 € 
5 bis 60.000 € 117 € 140 € 199 € 245 € 287 € 323 € 
6 bis 69.000 € 153 € 182 € 257 € 295 € 344 € 387 € 
7 bis 78.000 € 186 € 223 € 311 € 342 € 397 € 453 € 
8 bis 87.000 € 221 € 263 € 364 € 390 € 449 € 519 € 
9 bis 96.000 € 249 € 295 € 408 € 436 € 501 € 581 € 
10 bis 105.000 € 276 € 326 € 452 € 481 € 554 € 643 € 
11 bis 114.000 € 303 € 357 € 496 € 526 € 603 € 700 € 
12 über 114.000 € 328 € 388 € 540 € 572 € 655 € 757 € 

 
 
Beitragstabelle 2: Betreuung in häuslicher Kindertagespflege und 
Großtagespflegestellen  
 

   Kinder ab 3 Jahren Kinder unter 3 Jahren 
Einkommensstufe 15 

Std. 
20 

Std. 
25 

Std. 
35 

Std. 
45 

Std. 
15 

Std. 
20 

Std. 
25 

Std. 
35 

Std. 
45 

Std. 
1 bis 27.000 € -   € -   € -   € -   € -   € -   € -   € -   € -   € -   € 
2 bis 33.000 € 19 € 23 € 28 € 35 € 52 € 44 € 56 € 66 € 78 € 87 € 

3 bis 42.000 € 36 € 44 € 56 € 65 € 93 € 81 € 103 € 122 € 144 € 162 € 

4 bis 51.000 € 55 € 70 € 85 € 103 € 147 € 127 € 162 € 194 € 230 € 259 € 
5 bis 60.000 € 77 € 97 € 117 € 140 € 199 € 159 € 202 € 245 € 287 € 323 € 
6 bis 69.000 € 98 € 125 € 153 € 182 € 257 € 191 € 242 € 295 € 344 € 387 € 
7 bis 78.000 € 119 € 152 € 186 € 223 € 311 € 223 € 282 € 342 € 397 € 453 € 
8 bis 87.000 € 140 € 180 € 221 € 263 € 364 € 255 € 323 € 390 € 449 € 519 € 
9 bis 96.000 € 156 € 201 € 249 € 295 € 408 € 285 € 361 € 436 € 501 € 581 € 

10 bis 105.000 € 173 € 223 € 276 € 326 € 452 € 314 € 399 € 481 € 554 € 643 € 
11 bis 114.000 € 189 € 244 € 303 € 357 € 496 € 344 € 437 € 526 € 603 € 700 € 
12 über 114.000 € 205 € 265 € 328 € 388 € 540 € 373 € 475 € 572 € 655 € 757 € 

*Hinweis: Buchungszeiten bis 15 Std. und bis 20 Std. sind lediglich in Angeboten der Kindertagespflege möglich. Die Beiträge 25 
Std., 35 Std. und 45 Std. stimmen mit den Beiträgen in der Elternbeitragstabelle 1: Betreuung in Kindertageseinrichtungen überein. 
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Übereinstimmungserklärung gem. § 2 Abs. 3 Bekanntmachungs VO 

Der Rat der Stadt Oelde hat die Satzung der Stadt Oelde über die Höhe der Elternbeiträge 
für den Besuch einer Tageseinrichtung für Kinder, einer häuslichen Kindertagespflege 
und einer Großtagespflegestelle (Elternbeitragssatzung) in seiner Sitzung am 3. Mai 2021 

beschlossen. Der Beschluss ist ordnungsgemäß zustande gekommen (§ 2 Abs. 1 und 2 
Bekanntmachungs VO). Es wird ferner bestätigt, dass der Wortlaut der Bekanntmachung mit 
dem Beschluss des Rates der Stadt Oelde übereinstimmt. 

 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 

Die vorstehende vom Rat der Stadt Oelde am 3. Mai 2021 beschlossene  

Satzung der Stadt Oelde über die Höhe der Elternbeiträge für den Besuch einer 
Tageseinrichtung für Kinder, einer häuslichen Kindertagespflege und einer 

Großtagespflegestelle (Elternbeitragssatzung) 

 

wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen dieser Satzung 
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht geltend gemacht werden kann, 

es sei denn, dass 

e) eine vorgeschriebene Genehmigung oder Anzeige fehlt oder ein vorgeschriebenes 
Anzeigeverfahren nicht durchgeführt wurde 

f) die Satzung nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden ist, 
g) der Bürgermeister den Beschluss des Rates vorher beanstandet hat oder 
h) der Form- oder Verfahrensmangel gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden ist, die den Mangel 
ergibt. 

 

Oelde, 4. Mai 2021 

 

Karin Rodeheger 

Bürgermeisterin 

 

 


